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Drogenkontrolle in Hamburg: Tücken des internationalen Rechts verhindern die Abschiebung
der Teil auf Stammtischniveau für solche
Parolen empfänglich“ sei. Die SPD solle
lieber manchmal „etwas leisere Töne an-
schlagen“.

Doch dafür ist Schröder nicht der Typ.
Wenn er etwa kräftig gegen Bürokratie im
Umweltschutz wettert, entsteht leicht der
Eindruck, die SPD wolle die Ökologie jetzt
ganz den Grünen überlassen. Das geht
selbst Freunden seines Realo-Kurses in der
Partei zu weit. Doch es zeigt Erfolg bei ei-
ner SPD-untypischen Klientel.

„Sehr viele freundliche Briefe von Un-
ternehmern“ sichtet gerade der nieder-
sächsische Wirtschaftsstaatssekretär Alfred
Tacke, weil sein Ministerpräsident zum 
Beispiel jetzt die Abfallabgabe abschaffen
will. „Was der Schröder sagt“, so hört es
Tacke jedenfalls von den Firmenchefs,
„entspricht genau unserer Überzeugung.“

Vielleicht setzt sich die Werbung um die
Wähler rechts von der roten Traditionslinie
sogar in Stimmen um. Innerhalb eines Jah-
res, so die parteiinterne Analyse, hat die
SPD bei Umfragen 11 Prozent aus dem
Stammpublikum der CDU im Westen, im
Osten sogar 16 Prozent gewonnen – um-
gekehrt holte die Union viel weniger 
Stimmen.

Profitieren kann die SPD laut der Partei-
Studie auch von den Unentschlossenen,
die„für den Ausgang der Wahl von zentra-
ler Bedeutung“ seien: „Sie sind ein eher
passives Publikum, das sich an emotiona-
len Botschaften und Personen orientiert.“
Diesen Teil der Untersuchung hat Schröder
offenbar besonders gründlich studiert.

Parteichef Lafontaine bestreitet seinem
Rivalen nicht den Erfolg im Volk, obwohl
ihn das von Schröder inszenierte Medien-
spektakel schon lange nervt. Müßten die
Genossen, etwa wegen vorgezogener Neu-
wahlen, in den nächsten Monaten einen
Spitzenkandidaten nominieren, so liefe das
eindeutig auf den Niedersachsen hinaus,
bekannte Lafontaine unlängst vor Vertrau-
ten, er würde den Gerd dann laufen lassen.

Allerdings, so schränkt der spitzfindige
Taktiker ein, könne die innenpolitische
Szenerie in einem dreiviertel Jahr ganz an-
ders aussehen. Außerdem müsse abge-
stimmt werden, an welche programmati-
schen Richtlinien sich ein sozialdemokra-
tischer Kanzleraspirant zu halten gedenke.

Nach Schröders Urlaub auf der Nordsee-
insel Juist wollen die beiden sich deshalb
Anfang August zu einer zweitägigen Klau-
sur an der Saar treffen. Auf langen Wald-
spaziergängen wird Schröder mit dem Na-
turfreund Lafontaine nicht nur Pilze sam-
meln müssen, sondern auch gemeinsame
Schwerpunkte für Wahlkampfaktionen su-
chen. Keine verborgenen Streitpunkte sol-
len nach dieser Tour mehr das Klima zwi-
schen den beiden vergiften können.

„Wir werden da in die Schubladen 
gehen“, kündigte Schröder an, „niemand
soll später sagen können, es sei nicht alles 
besprochen worden.“ ™
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„Den werden wir nicht los“ 
Die Abschiebepraxis ist verworren: Während bosnische 

Flüchtlinge die staatliche Härte spüren, schlüpfen kriminelle 
Ausländer immer wieder durch das Netz der Behörden.
Der Mann mißt 2,05 Meter und ist
leicht erregbar. Polizisten im Frank-
furter Bahnhofsviertel holten stets

tief Luft, ehe sie den revierbekannten 
Drogenhändler bei seinen Geschäften 
störten.

Jetzt wollen die Behörden den Crack-
dealer, der mit einem gefälschten franzö-
sischen Paß nach Deutschland kam und als
Asylbewerber abgelehnt wurde, in seine
Heimat zurückschicken. Da der Afrikaner
angibt, er stamme aus Ruanda, brachten
ihn kürzlich drei Beamte in die Botschaft
des Landes nach Bonn.

Doch die Diplomaten weigerten sich, die
erwünschten Reisedokumente auszustel-
len. Der Abschiebekandidat, ließen sie die
Deutschen wissen, sei kein Ruander – er
spreche nicht einmal die Landessprache
Kinyarwanda. „Kann sein, daß wir uns an
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dem die Zähne ausbeißen“, sagt ein Fahn-
der, „den werden wir so schnell nicht los.“

Das Problem haben die Behörden mit
der bosnischen Familie Fajkoviƒ nicht. Sie
muß Deutschland demnächst verlassen.
Am 19. September läuft die Duldung der
Bürgerkriegsflüchtlinge, die sich in ihrem
Gastland nie etwas haben zuschulden kom-
men lassen, in Hamburg aus.

Die Fajkoviƒs stammen aus Bosanska
Gradi∆ka, das heute auf dem Territorium
der Republika Srpska liegt. Dorthin kön-
nen sie nicht zurück.

Wie die Fajkoviƒs muß ein erheblicher
Anteil der rund 285000 Balkanflüchtlinge,
die zur Zeit in Deutschland leben, damit
rechnen, bald mit Zwang außer Landes ge-
bracht zu werden. Denn die Grundlage ih-
res Aufenthaltes ist entfallen. Bisher ha-
ben die Behörden bundesweit rund 320



t in Heidelberg: Einsatz für eine 16jährige 
Bosnier ins frühere Jugoslawien abgescho-
ben. 60000 sind freiwillig gegangen, seit
die Kämpfe, vor denen sie geflohen sind,
beigelegt worden sind.

„Bereitschaft zur Härte“ sei nötig, sagt
Bayerns Innenminister Günther Beckstein,
weil nur Druck die Bosnier zur massen-
haften Heimkehr bewegen könne.

Daß die Abschiebung von Kriegsflücht-
lingen weit leichter fällt als die Auswei-
sung von Kriminellen, hängt mit dem
Rechtsstaat zusammen. Nicht jedes Gesetz
ist effektiv.

Erst Anfang Juli hat der SPD-be-
herrschte Bundesrat deshalb die Verschär-
fung einiger Bestimmungen beschlossen.

So sollen Ausländer künftig ausgewie-
sen werden,
π wenn ein Gericht sie zu einer Freiheits-

strafe von drei Jahren oder mehr verur-
teilt hat (bislang fünf Jahre);

π wenn sie wegen Drogenkriminalität oder
Landfriedensbruch zwei Jahre Gefängnis
kassieren

π oder sobald sich die Freiheitsstrafe we-
gen verschiedener Taten innerhalb eines
Zeitraums von fünf Jahren auf insgesamt
drei Jahre summiert.
Doch der populistische Ruf des nieder-

sächsischen Ministerpräsidenten Gerhard
Schröder „Wer unser Gastrecht miß-
braucht, für den gibt es nur eins: Raus und
H
. 
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zwar schnell“ scheitert an
den Tücken des internatio-
nalen Rechts: Ist die Natio-
nalität des Ausländers nicht
feststellbar oder die Her-
kunft in seinen Papieren ge-
fälscht, muß ihn kein Land
aufnehmen.

Vor allem Kriminelle ma-
chen sich die Wirrnisse zwi-
schen Straf- und Ausländer-
recht zunutze. So steht ein
junger Mann aus Afrika bei
der Hamburger Justiz im
Verdacht, ein ausgebuffter
Rauschgifthändler zu sein –
in einem Haftbefehl vom An-
fang dieses Monats ist von
mehr als 500 Drogendelikten
die Rede. Probleme gibt es
freilich mit der Frage, woher
der Dealer kommt.

Bei seiner Einreise 1994 hat der Afrika-
ner behauptet, er sei 16 Jahre alt und stam-
me aus Liberia. Inzwischen glaubt die Po-
lizei, es mit einem 27jährigen Gambier zu
tun zu haben. Bleibt das Herkunftsland un-
bestimmt, kann er auch nach einem Ge-
richtsurteil nicht ausgewiesen werden.

Gleich um 13 Afrikaner geht es in einem
spektakulären Fall, der seit einigen Wo-
chen die Hamburger Behörden beschäf-
tigt. Die Männer, sämtlich als Drogen-
händler bekannt, mußten Ende Mai auf
dem Ausländeramt antreten. Nach der Ab-
lehnung ihrer Asylanträge sollten sie aus-
geflogen werden. Letzte Zweifel gab es nur
noch an ihrem Herkunftsland – mutmaß-
lich Gambia.

Ein freier Mitarbeiter des gambischen
Honorarkonsuls in Düsseldorf kam eigens
nach Hamburg, um diese Frage zu prüfen.
Ergebnis: Die 13 Dealer, die inzwischen in
Abschiebehaft saßen, seien tatsächlich
Gambier. Die nötigen Reisepapiere werde
die zuständige Botschaft in Brüssel rasch
schicken.

Doch ein Hamburger Richter, der über
die Haftfortdauer befinden mußte, hatte
Zweifel. Ihm mißfiel, daß die Brüsseler Bot-
schaft Gambias den Zuarbeiter des Düs-
seldorfer Honorarkonsuls auf seine Anfra-
ge hin nicht sofort kannte. Deshalb setzte
der Richter die 13 Häftlinge auf freien Fuß.

Für Fälle, in denen die Staatsangehörig-
keit strittig ist, glaubt Hamburgs Innense-
nator Hartmuth Wrocklage jetzt eine Lö-
sung gefunden zu haben. Der Sozial-
demokrat, der rund 3000 Menschen ohne
Papiere in seiner Stadt zählt, schlägt vor:
Die Bundesregierung soll mit afrikanischen
Staaten Verträge abschließen, in denen 
sich die Afrikaner verpflichten, abgelehn-
te Asylbewerber mit ungeklärter Identität
aufzunehmen.

Voraussetzung wäre, so Wrocklage, daß
es sich bei den Partnern um „sichere Her-
kunftsstaaten im Sinne des deutschen Asyl-
rechts“ handelt. Das Bonner Außenmini-
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sterium läßt seine Botschafter jetzt die
möglichen Kandidaten prüfen.

Daß manche Länder auf straffällig ge-
wordene Bürger nicht viel Wert legen, zeigt
das Beispiel Vietnam. Die Regierung in Ha-
noi setzt auch bei geklärter Identität vor
jede Abschiebung ein diffiziles bürokrati-
sches Verfahren, das sich oft Jahre hin-
schleppt. Die Behörden in Berlin konnten
deshalb von mehr als 500 Vietnamesen, die
des Zigarettenschmuggels überführt wur-
den, bis März dieses Jahres erst 81 in ihre
Heimat zurückschicken.

Mitunter entziehen sich kriminelle Aus-
länder durch einen fixen Antrag auf Asyl
dem Zugriff der Polizei. Zum bloßen Trick
verkommt der Anspruch auf dieses Recht
vor allem dann, wenn sie ihren Antrag im
Gefängnis stellen – kurz vor der schon dro-
henden Ausweisung.

Ahmed M., 30, bekommt dadurch zu-
mindest eine Gnadenfrist. Der Türke, der
als Kind mit seinen Eltern nach Deutsch-
land kam, sitzt in Berlin-Tegel ein, weil er
beim Heroinhandel erwischt wurde. Als
die Ausländerbehörde im Februar die Ab-
schiebung in die Wege leitete, beantragte er
Asyl. Bis das zu erwartende Nein eintrifft,
ruht die Ausweisung.

Die Berliner Ausländerbeauftragte Bar-
bara John hat, um solchen Rechtsmiß-
brauch abzustellen, vorgeschlagen, alle ver-
urteilten oder vorbestraften Asylbewerber
so lange festzusetzen, bis ihr Antrag ent-
schieden ist.

In manchen Fällen würde auch das nichts
nützen. Der hessische Innenminister Ger-
hard Bökel nennt das Beispiel eines Kurden
aus der Türkei, dessen wiederholte Asyl-
anträge bislang abgelehnt wurden. Im März
1994 beteiligte sich der Mann an einer Au-
tobahnblockade der verbotenen Kurden-
partei PKK. Das Landgericht Limburg ver-
urteilte ihn deshalb im vergangenen Okto-
ber zu zwei Jahren Haft auf Bewährung.

Deshalb muß, so ein weiteres Gerichts-
urteil, ein erneuter Asylantrag des Kurden
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EU-Gipfel in Amsterdam*: Weniger zahlen mit veränderter Buchführung 
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geprüft werden. Schließlich sei der Mann
durch sein Bekenntnis zur PKK in der Tür-
kei möglicherweise gefährdet, eine Ab-
schiebung kommt während des laufenden
Verfahrens nicht in Frage.

Auch die markigen Bayern sind in sol-
chen Fällen machtlos. Der Münchner Kreis-
verwaltungsreferent Hans-Peter Uhl tönt
zwar: „Wir brauchen kurze Prozesse und
rasche Abschiebungen.“ 

Doch dürfen die Bayern etwa einen Ira-
ner, der in München zu langjähriger Haft
verurteilt wurde, weil er 45 Kilo Heroin
nach Deutschland geschmuggelt hatte, nicht
ausweisen. Der Grund: Im Iran droht dem
Drogenschmuggler die Todesstrafe. Das Ri-
siko, an der Exekution in irgendeiner Wei-
se mitzuwirken, dürfen nach einem Urteil
des zuständigen Verwaltungsgerichts die
Behörden des Freistaats nicht eingehen.

In Frankfurt arbeitet seit einigen Wo-
chen eine „Gemeinsame Arbeitsgruppe In-
tensivstraftäter“ (GAI) von Polizei und
Ordnungsamt zusammen. Das Ziel: Effi-
zienteres Vorgehen soll mehr Erfolge bei
der Abschiebung Straffälliger bringen. Die
vier GAI-Beamten kümmern sich nur um
Kriminelle, die mit mindestens 30 Strafta-
ten zu Buche stehen.

Seit die Spezialtruppe deren Akten zu-
sammenzieht, konnte sie bereits mehr als
30 Täter abschieben. Die Ausgewiesenen
hatten insgesamt mehr als 1100 Straftaten
wie Raub, Einbruch, Drogenhandel oder
Körperverletzung verübt. „Und das“, so
GAI-Chef Walter Hofmann, „sind nur die
angezeigten Fälle.“

Als Beispiel nennt Ordnungsamtsleiter
Rolf Menzer den Fall eines 21 Jahre alten
Marokkaners. Der Lagebericht trägt die
Überschrift: „Heute gebracht, morgen ge-
macht.“ Der junge Räuber, Dieb und
Schläger war 1994 schon einmal aus
Deutschland abgeschoben worden.Als Mit-
te Juli ein Tip bei der GAI einging, konn-
ten die Beamten sofort losschlagen – am
Tag darauf flog der Mehrfachtäter wieder
in sein Heimatland zurück.

Nicht jede Abschiebung trifft Kriminel-
le, denen kaum jemand nachtrauert. In Hei-
delberg protestieren seit zwei Wochen zahl-
reiche Bürger gegen die Ausweisung der
türkischen Kurdin Neshe Özmen. Die
16jährige hatte gerade ihren Hauptschul-
abschluß geschafft, als sie morgens um 6.30
Uhr von der Polizei abgeholt und in ein
Flugzeug nach Ankara geschafft wurde.

Begründung der Behörden: Der Asylan-
trag der Schülerin ist abgelehnt, ihre Mut-
ter lebt in der Türkei. Daß Neshes Bruder,
der als anerkannter Asylant in Deutsch-
land lebt, schon zum Vormund bestellt
worden war, kümmerte die zuständigen
Beamten offenbar nicht.

Heidelbergs Oberbürgermeisterin Beate
Weber (SPD) hofft nun, daß die junge Kur-
din wieder nach Deutschland zurückkeh-
ren kann: „Die Stadt ist bereit, eine Auf-
enthaltsbefugnis zu erteilen.“ ™
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Todesstoß für die Bullen
Die Deutschen wollen nicht länger Zahlmeister

der EU sein. An die überfällige Reform des Agrarmarkts wagt
sich die Bundesregierung jedoch nicht.
Eine seiner zahlreichen Pressemittei-
lungen hat Elmar Brok, emsiger Eu-
ropa-Abgeordneter der CDU, lange

schon auf „Wiedervorlage im Juli“ liegen.
Die „Geschichte vom europäischen Net-
tozahler Deutschland“, spottet Brok,
wiederhole sich ja so regelmäßig wie 
Weihnachten, mache sich so beharrlich 
bemerkbar wie das Finanzamt und sei 
so monoton wie eine tibetische Gebets-
mühle.

Vorige Woche war es soweit. „Verhee-
rend und punktuell empörend“ fand Bay-
erns Europaminister Kurt Faltlhauser
(CSU), wie in Europa mit dem guten Geld
der Deutschen umgegangen werde. So um
die fünf Milliarden Mark weniger im Jahr
dürften es schon sein, forderte die stell-
vertretende Vorsitzende der SPD-Bundes-
tagsfraktion, Ingrid Matthäus-Maier. Zwar
wolle er keineswegs zum Sommertheater
beitragen, behauptete Außenminister Klaus
Kinkel (FDP). Aber auf die Koalitionsver-
einbarung von 1994 müsse er aus gegebe-
nem Anlaß hinweisen, wonach CDU/CSU
und FDP eine „faire Lastenteilung“ in Eu-
ropa durchsetzen wollen.

* Am 16. Juni mit Königin Beatrix.
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Den regelmäßig wiederkehrenden Streit
um den deutschen Beitrag für Europa hat-
te diesmal Brüssel ausgelöst. Im Programm
„Agenda 2000“ zur Erweiterung der EU,
vorletzte Woche vorgelegt, geht die Kom-
mission davon aus, daß sich der Finanzie-
rungsmodus der Gemeinschaft bis zum
Jahre 2006 nicht ändern werde.

Deutschland müsse also weiterhin allein
rund zwei Drittel aller Nettoleistungen –
nach internen Berechnungen der EU sogar
81,9 Prozent – in die Brüsseler Kasse hin-
einzahlen, monierte Edmund Stoibers
Staatsminister Faltlhauser: „Und das ist
nicht nur Jodeln am Rande der Alpen.“

Über das Finanzierungssystem der Eu-
ropäischen Union haben sich die Staats-
und Regierungschefs 1992 auf dem Gipfel
in Edinburgh geeinigt; es gilt bis 1999. Da-
nach zahlt jedes Land einen Beitrag, der
sich nach dem Aufkommen der Mehrwert-
steuer und dem Anteil des nationalen Brut-
toinlandsprodukts (BIP) an der Gesamtlei-
stung der EU richtet.

Über ihre Beitragsrate können sich die
Deutschen nicht so recht beschweren.
Deutschlands Anteil an der EU-Finanzie-
rung betrug im vorigen Jahr 29,4 Prozent,
sein Anteil am Bruttoinlandsprodukt der


